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Wirtschaftlichkeitsprüfung

Regress droht: Individuelle Richtgrößen­
vereinbarung nicht vorschnell unterschreiben! 
von RA, FA für MedR und Wirtschaftsmediator Dr. Tobias Scholl-Eickmann, 
Dortmund, www.kanzlei-am-aerztehaus.de

Wenn ein Regress droht, sollten Vertragsärzte eine angebotene individuelle 
Richtgrößenvereinbarung nicht vorschnell unterschreiben. Überschreitet der 
Arzt die vereinbarte Richtgröße, ist er für das darüber hinausgehende Verord­
nungsvolumen regresspflichtig. Er kann sich insbesondere nicht damit entlas­
ten, dass er die individuelle Richtgröße nur unter dem „Damoklesschwert“ 
eines ansonsten drohenden Regresses für das Vorjahr vereinbart habe. Ein 
Dermatologe musste daher knapp 87.000 Euro Arzneimittelregress zahlen. 
(Sozialgericht Dresden, Urteil vom 26.07.2017, Az. S 18 KA 11/14). 

Hintergrund

Nach § 106 Abs. 5d (alte Fassung) SGB V wird kein Regress festgesetzt, wenn die 
Prüfungsstelle mit dem Arzt eine individuelle Richtgröße vereinbart. Diese muss 
eine wirtschaftliche Verordnungsweise des Arztes unter Berücksichtigung von Pra­
xisbesonderheiten gewährleisten. Der Arzt muss sich verpflichten, ab dem Quar­
tal, das auf die Vereinbarung folgt, bei Überschreitung der Richtgröße den Kran­
kenkassen den Mehraufwand zu erstatten. Eine entsprechende Regelung ist auch 
in der neuen Fassung der Regelungen zur Wirtschaftlichkeitsprüfung enthalten.

Sachverhalt

Ein Dermatologe und langjähriger 
Vertragsarzt hatte gegen den für ihn 
zuständigen Beschwerdeausschuss 
geklagt. Für das Prüfjahr 2007 wurde 
Ende 2009 eine Richtgrößenprüfung 
durchgeführt. Nach Berücksich­
tigung von Praxisbesonderheiten 
ermittelte die Prüfungsstelle einen 
Regress von 5.300  Euro und bot 
dem Arzt gemäß § 106 Abs. 5d 
Sozialgesetzbuch (SGB) V (alte Fas­
sung) i. V. m. der regional geltenden 
Prüfvereinbarung an, eine Vereinba­
rung praxisindividueller Richtgrößen 
abzuschließen, um den Regress 
„abzulösen“ (siehe Kasten). Fest­

gelegt wurden für das Jahr 2010 ent­
sprechend Richtgrößen i.  H.  v. 
ca. 109 Euro je Quartal und Fall für 
Arznei- und Heilmittel (inklusive 
Sprechstundenbedarf). 

Im Prüfjahr 2010 lagen die Verord­
nungskosten des Klägers leicht über 
über 1,1 Mio. Euro. Dem gegenüber 
stand die praxisindividuelle Richt­
größe von ca. 765.000 Euro. Die 
Prüfungsstelle setzte nach Abzug 
von Rabatten und unter Berücksichti­
gung der Nettoquote einen Regress 
von knapp 290.000 Euro fest. Im 
Rahmen seines Widerspruchs führte 
der Dermatologe an, dass Praxis­
besonderheiten für das atopische 

Exzem (einschließlich des tylotisch 
rhagadiformen Handekzems sowie 
Psoriasis) nicht berücksichtigt wor­
den seien. Insbesondere hätte das 
teure Humira verordnet werden 
müssen, nachdem das zuvor verord­
nete Medikament Raptiva im Juni 
2009 die Zulassung verloren hätte. 
Überdies habe er Intron A (interferon 
alpha 2b) bei Patienten verordnen 
müssen, die nach klinischem Aufent­
halt entsprechend eingestellt wor­
den seien.

Der Beschwerdeausschuss reduzier­
te den Regressbetrag auf knapp 
87.000 Euro. Zu Gunsten des Arztes 
sei die prozentuale Veränderung der 
allgemeinen Richtgrößen berück­
sichtigt worden. Außerdem seien 
Kostensteigerungen im Bereich von 
Chemotherapie, immunsuppressiver 
Behandlung sowie anderer Derma­
tika i. H. v. ca. 235.000 Euro aner­
kannt worden, da der Arzt nichts für 
die Kostensteigerungen am Arznei­
mittelmarkt oder ein Wegfall von 
Präparaten mit der Folge teurerer 
Alternativmedikation könne. Trotz 
der deutlichen Reduzierung klagte 
der Dermatologe  – ohne Erfolg.

>>



Die Entscheidung

Grundsätzlich, so das Gericht, sei die 
Vereinbarung individueller Richtgrö­
ßen für den Vertragsarzt bindend. 
Überschreite der Arzt die Richtgröße, 
könne er weder die die Vereinbarung 
nachträglich in Zweifel zu ziehen noch 
nachträglich Praxisbesonderheiten 
geltend machen. Im Untterschied zur 
fachgruppenspezifischen Richtgröße 
sei bei der individuellen Richtgröße 
außerdem der komplette Mehr­
aufwand ohne „Toleranzbereich“ zu 
erstatten (vgl. BSG, Urteil vom 
28.08.2013, Az. B 6 KA 46/12 R). 

Ausgehend von diesen Grundsätzen 
sei der Dermatologe nicht in seinen 
Rechten verletzt. Vor allem lägen 
keine Voraussetzungen vor, nach 
denen individuelle die Richtgrößen­
vereinbarung nichtig sei: Diese habe 
weder einen offensichtlichen schwer­
wiegenden Fehler (§ 58 Abs. 2 Nr. 1 
SGB X) noch verstoße sie gegen ein 
gesetzliches Gebot (§ 58 Abs. 1 SGB 
X i. V. m. § 134 Bürgerliches Gesetz­
buch [BGB]).

Der Einwand des Arztes, er habe die 
individuelle Richtgröße unter dem 
Damoklesschwert des ansonsten 
drohenden Regresses (für das Prüf­
jahr 2009) geschlossen, führe nicht 
dazu dass die Vereinbarung nichtig 
würde. Die individuelle Richtgröße 
sei als Option gesetzlich gerade 
vorgesehen. Auch das Argument 
des Arztes, mit der vereinbarten 
Richtgröße habe er die Versorgung 
der Patienten nicht sicherstellen 
können, ließ das Gericht nicht gelten. 
Nach dem Gesetz sei es gerade 
Sache des Arztes gewesen, zu 
prüfen, ob er mit der individuell ver­
einbarten Richtgröße die Versorgung 
seiner Patienten sicherstellen kön­
ne. Im Übrigen habe der Arzt seine 
diesbezügliche Behauptung nicht 
genauer begründen können.

Dadurch dass der Beschwerdeaus­
schuss den Regress deutlich redu­
ziert habe, sei der Arzt schon erheb­
lich begünstigt worden. Auch der Ein­
wand bzgl. des Präparats „Humira“ 
greife nicht: Als der Arzt die Vereinba­
rung der individuellen Richtgröße im 
Dezember 2009 unterschrieb, habe 
das Präparat „Raptiva“ bereits seit 
einem halben Jahr keine Zulassung 
mehr gehabt. Der Arzt hätte also die 
dadurch anfallenden Mehrkosten ein­
schätzen können und den Beschwer­
deausschuss entsprechend darauf 
hinweisen müssen, um eine Anpas­
sung der Richtgrößen zu erwirken. 

Bezgl. des Vortrags zum Präparat 
Intron A stellte das Gericht fest, dass 
diese Patientengruppe tatsächlich 
erstmals im Jahr 2010 vom Arzt ver­
sorgt worden sei. Da der Beschwerde­
ausschuss aber von sich aus sämt­
liche Kosten für Intron A heraus­
gerechnet habe, sei insoweit keine 
weitere gerichtliche Entscheidung 
notwendig. Gleiches gelte hinsicht­
lich der allgemeinen Kostensteige­
rungsquote von Arzneimitteln.

Fazit

Das Urteil zeigt das immense Risiko 
individueller Richtgrößen. Nach der 
gesetzlichen Konzeption können 
Ärzte, die eine individuell vereinbar­
te Richtgröße überschreiten, keiner­
lei „Praxisbesonderheiten“ mehr 
geltend machen. Der Dermatologe 
im vorliegenden Fall war daher noch 
mehr als „gut bedient“. Er muss 
sich entgegenhalten lassen, die 
individuelle Richtgrößenvereinba­
rung leichtfertig und ohne intensive 
Risikoprüfung unterzeichnet zu 
haben. Dermatologen, die sich 
einem Regress gegenübersehen, 
sollten daher – ggf. mit anwaltlicher 
Hilfe – vor der Unterzeichnung einer 
solchen Vereinbarung sorgsam prü­
fen, ob der vermeintliche Rettungs­
anker der individuellen Richtgröße 
nicht später zum Bumerang wird.

Vertragsarztrecht

Verstoß gegen die 
Fortbildungspflicht: Auf 
Honorarkürzungen folgt 
der Zulassungsentzug
von RA Till Sebastian Wipperfürth, 
LL.M., DIERKS+BOHLE Rechts­
anwälte Partnerschaft mbB, Berlin, 
www.db-law.de

Hat die Kassenärztliche Vereinigung 
(KV) wegen eines (behaupteten) 
Verstoßes gegen die vertragsärzt­
liche Fortbildungspflicht bereits 
Honorarkürzungen veranlasst, ist 
die vertragsärztliche Zulassung un­
mittelbar gefährdet. Vor der Ein­
leitung eines Verfahrens zur Entzie­
hung der Zulassungsent braucht die 
KV deshalb keine weiteren Diszipli­
narmaßnahmen (z.  B. Geldbußen) 
im Sinne einer „Gelben Karte“ mehr 
zu verhängen (Sozialgericht [SG] 
München, Urteil vom 24.05.2017, 
Az. S 38 KA 205/16).

Der Fall

Obwohl die KV einen Vertragsarzt  
mehrfach an seine Fortbildungs­
pflicht und das Erfordernis des Fort­
bildungsnachweises erinnerte, re­
agierte dieser nicht. Die KV kürzte 
daraufhin das Honorar des Arztes 
(wie in § 95d Abs. 3 S. 3 SGB V vor­
gesehen) zunächst um 10 und dann 
um 25 Prozent. Auch diese Maß­
nahme konnte den Arzt nicht dazu 
bewegen, Fortbildungsnachweise 
beizubringen. Auf Antrag der KV ent­
zog der Zulassungsausschuss dem 
Arzt daraufhin die Zulassung. Hier­
gegen klagte der Arzt vor dem SG 
München. Als Begründung führte er 
an, dass er sich zum einen durch 
Seminar- und Diskussionsteilnahmen 
sowie die Lektüre medizinischer 
Fachzeitschriften fortgebildet habe. 
Zum anderen sei die Zulassungs­
entziehung unverhältnismäßig: Vor 



Prävention

KBV-Infomaterial zu 
Hautkrebs
Früherkennung erhöht die Heilungs-
chancen bei Hautkrebs. Daher bietet 
die KBV zahlreiche Informations-
materialien zur Vorbeugung und 
Früherkennung von Hautkrebs an 
(z. B. Plakate, Flyer und ein Video für 
Patienten). Ausführliche Informatio-
nen und Bestellung online unter 
 http://tinyurl.com/yauvf3uo.

Arbeitsrecht

Arbeitszeugnis:  
Auch in Arztpraxen 
reicht Unterschrift des 
Personalleiters aus 

Auch in Arztpraxen reicht die Unter-
schrift des Personalleiters anstelle 
des Arbeitgebers auf dem Arbeits-
zeugnis aus. Das hat das Landes-
arbeitsgericht (LAG) Schleswig-Hol-
stein am 23.05.2016 entschieden 
(Az. 1 Ta 68/16).

Eine niedergelassene Ärztin war dazu 
verurteilt worden,  einer Angestellten 
ein Zwischenzeugnis auszustellen. 
Das Zeugnis, das die Angestellte 
 daraufhin erhielt, war vom Sohn der 
Ärztin als Personalleiter der Praxis 
 unterzeichnet worden. Auf die 
 Unterschrift folgten maschinenschrift-
lich der Nachname und die Funktion 
„Personalleiter“. Da die Ärztin das 
Zeugnis nicht persönlich unterzeich-
net hatte, erhob die  Angestellte 
 Klage. Das LAG Schleswig-Holstein 
wies die Klage in zweiter Instanz ab. 
Die Ärztin könne auch einen Vertreter 
der Praxis mit der Erstellung und Un-
terzeichnung  beauftragen. In  diesem 
Fall müssten – wie auch geschehen – 
nur das Vertretungsverhältnis und die 
Funktion des Vertreters in der Praxis 
angegeben sein. 

NEU

  Das Dimethylfumarat 
für die Psoriasis-Therapie
Skilarence® 30 mg magensaftresistente Tabletten, Skilarence® 120 mg magensaftresistente 
Tabletten. Verschreibungsp� ichtig. Zusammensetzung: Wirkstoff: 1 Tablette Skilarence® 30 mg 
enthält 30 mg Dimethylfumarat. 1 Tablette Skilarence® 120 mg enthält 120 mg Dimethylfumarat. Sons-
tige Bestandteile: Kern: Lactose-Monohydrat, mikrokristalline Cellulose, Croscarmellose-Natrium, 
hochdisperses Siliciumdioxid, Magnesiumstearat; Beschichtung: Methacrylsäure-Ethylacrylat-Co-
polymer (1:1), Talkum, Triethylcitrat, Titandioxid (E171), Simethicon, Skilarence® 120 mg zusätzlich: 
Indigocarmin (E132), Natriumhydroxid. Anwendungsgebiete: Behandlung erwachsener Patienten mit 
mittelschwerer bis schwerer Psoriasis vulgaris, die eine systemische Arznei mitteltherapie benötigen. 
Gegenanzeigen: Überempfi ndlichkeit gegen den Wirkstoff oder einen der sonstigen Bestandteile, 
schwere Erkrankungen des Gastrointestinaltraktes, schwere Leber- oder Nierenfunktionsstörungen, 
Schwangerschaft und Stillzeit. Warnhinweise: Skilarence® enthält Lactose. Patienten mit der sel-
tenen hereditären Galactose-Intoleranz, Lactase-Mangel oder Glucose-Galactose-Malabsorption 
sollten dieses Arzneimittel nicht einnehmen. Nebenwirkungen: Sehr häufi g: Lymphopenie, Leu-
kopenie, Flush-Symptomatik, Diarrhö, abdominale Distension, Bauchschmerzen, Übelkeit. Häufi g: 
Eosinophilie, Leukozytose, verringerter Appetit, Kopfschmerzen, Parästhesie, Erbrechen, Dyspepsie, 
Obstipation, abdominelle Missempfi ndung, Flatulenz, Erythem, brennendes Gefühl auf der Haut, Pru-
ritus, Fatigue, Hitzegefühl, Asthenie, erhöhte Leberenzymwerte. Gelegentlich: Schwindel, Proteinu-
rie, erhöhte Serumkreatininwerte. Selten: allergische Hautreaktion. Sehr selten: akute lymphatische 
Leukämie, irreversible Panzytopenie. Nicht bekannt: progressive multifokale Leukenzephalopathie, 
Nierenversagen, Fanconi-Syndrom. Stand der Information: Juni 2017
Almirall, S.A., Ronda General Mitre, 151, 08022 Barcelona, Spanien; Örtlicher Vertreter: Almirall 
Hermal GmbH, Scholtzstraße 3, 21465 Reinbek, Deutschland, www.almirall.de

www.almirallmed.de
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der Ein leitung eines Entziehungs-
verfahrens hätte die KV den Verstoß 
gegen die Fort bildungspflicht zu-
nächst diszi plinarisch ahnden müs-
sen. Ein solches Disziplinarverfahren 
 habe jedoch nie stattgefunden.

Die Entscheidung

Das SG München erachtete die Zu-
lassungsentziehung für rechtmäßig 
und wies die Klage als unbegründet 
ab. Die Zulassungsentziehung ver-
stoße ins besondere nicht gegen den 
Grundsatz der Verhältnis mäßigkeit. 
Dem könne auch nicht entgegen-
gehalten werden, dass die KV zuvor 
keine Disziplinarmaßnahmen ergrif-
fen habe. Abgesehen davon, dass 
der Kläger nicht nur zahlreiche 
 Erinnerungsschreiben der KV igno-
riert habe, habe er Honorarkürzun-
gen über mehrere Quartale in Höhe 
von 10 bis 25 Prozent akzeptiert. 
 Honorarkürzungen nach § 95d Abs. 
3 S. 3 SGB V  seien zwar keine Diszi-
plinarmaßnahmen im engeren Sinn, 
ihre Auswirkungen ähnelten jedoch 
Geldbußen, die das Gesetz als ver-
tragsarztrechtliche Disziplinarmaß-
nahmen vorsehe. Sie seien daher als 
Disziplinarmaßnahmen im weiteren 
Sinn anzusehen. 

Der Zulassungsausschuss sei des-
halb zur Zulassungsentziehung als 
ultima ratio berechtigt gewesen, 
denn, so das  Gericht: „Wer in die-
sem Maße Warnhinweise missach-
tet, signalisiert, dass er nicht gewillt 
ist, seiner Fortbildungspflicht nach-
zukommen.“

Praxishinweis

Jeder Vertragsarzt, der überzeugt 
ist, er habe die Fortbildungspflicht 
erfüllt und dies auch gegenüber 
der KV nachgewiesen, sollte  gegen 
Kürzungen seines Honorars Wider-
spruch erheben.
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Leserforum EBM

Hauteröffnungen – wann und wie abrechenbar?

Frage: „In unserer Hautarztpraxis führen wir auch kleine und kleinste Eröffnun-
gen der Haut oder von Schleimhäuten durch: Ritzen von Milien, Stichinzisionen 
von Aknepusteln usw. oder auch Warzenbehandlungen mittels Kryotherapie. 
Bei einem Abrechnungsseminar wurde die Auffassung vertreten, derartige 
Mini-Eingriffe seien nicht gesondert berechnungsfähig, sondern mit der Berech-
nung einer der Grundpauschalen 10210 bis 10212 abgegolten. Stimmt das?“

Antwort: Nein, das ist falsch. Der 
EBM legt den Begriff „Operation“ 
(OP)  sehr weit aus: Auch kleine und 
kleinste Eröffnungen der Haut oder 
Schleimhaut – egal mit welcher 
Methode – sind berechnungsfähig. 
Die Berechnungsmöglichkeiten von 
Miniatureröffnungen der Haut wer­
den aber häufig nicht beachtet und 
diese somit nicht abgerechnet.

Definition der OP laut EBM

„Operative Eingriffe setzen die Er­
öffnung von Haut und/oder Schleim­
haut oder eine primäre Wundversor­
gung voraus, soweit in den Leis­
tungsbeschreibungen nichts ande­
res angegeben ist. Punktionen mit 
Nadeln, Kanülen und Biopsienadeln 
fallen nicht unter die Definition 
eines operativen Eingriffs“ (Allge­
meine Bestimmungen, 4.3.7, 2.)

Auch bei Injektionen, Blutabnahmen 
oder Punktionen wird die Haut eröff­
net, sie sind aber keine OP i. S. d. 
EBM. Für Punktionen gibt es die 
eigenständigen Gebührenordnungs­
positionen (GOP) 02340 bis 02343. 
Injektionen und Blutabnahmen sind 
mit der Grundpauschale abgegolten.
Umgekehrt bedeutet das: Alle ande­
ren Eröffnungen von Haut oder 
Schleimhaut sind i. S. d. EBM be­
rechnungsfähige operative Eingriffe.

Als Hautarzt können Sie Miniatur­
eingriffe nach GOP-Nr. 02300 oder 
10340 abrechnen: Allen Arztgruppen 
steht die GOP 02300 zur Verfügung, 
Hautärzten auch im Hautarztkapitel 

(Kapitel 10) die GOP 10340. Die Leis­
tungsinhalte der GOPen 02300 und 
10340 sind identisch, ebenso die 
Bewertung (57 Punkte/ 6  Euro). 
Voraussetzung zur Abrechnungs ist 
jeweils „ein operativer Eingriff mit 
einer Dauer von bis zu 5  Minuten“. 
Damit sind auch sekundenschnelle 
(Schleim-) Hauteröffnungen einge­
schlossen (z. B. Eröffnung einer 
Aknepustel mit einer Lanzette, Stich­
inzision eines [kleinen] Hämatoms, 
Ritzen von Milien und Grießkörnern, 
Inzision einer Brandblase).

Allerdings unterliegen diese GOPn 
folgenden Beschränkungen: 

•	Die GOPn 02300 und 10340 sind 
nicht nebeneinander berechnungs­
fähig. Sie können auch nur einmal 
pro Tag berechnet werden – auch 
dann wenn in einer Sitzung meh­
rere Grießkörner geritzt oder 
Aknepusteln eröffnet werden. 
Ausnahme: Bei Entfernung von 
Zellnävi oder der Behandlung 
mehrerer offener Wunden sind die 
GOPn 02300 und 10340 bis zu 
fünfmal pro Tag berechnungfähig.

•	Von den GOP-Nrn. 02300 bis 
02302 und 10340 bis 10342 für 
kleinchirurgische Eingriffe kann bei 
demselben Patienten jeweils nur 
eine GOP an demselben Behand­
lungstag abgerechnet werden. 
Neben Exzisionen von malignom­
verdächtigen Hautveränderungen 
nach GOP-Nrn. 10343 und 10344 
sind die GOP-Nrn. 02300 bis 

02302 und 10340 bis 10342 an 
demselben Behandlungstag nicht 
berechnungsfähig.

Teilweise kontroverse Auffassungen 
bestehen hinsichtlich der Berech­
nungsmöglichkeiten von Haut- oder 
Schleimhauteröffnungen mittels 
Methoden wie Kryotherapie oder 
dem Auftragen nekrotisierender Mit­
tel. Kommt es zu einer Eröffnung 
von Haut oder Schleimhaut, ist auch 
bei diesen Behandlungsmethoden 
die GOPn 02300 oder 10340 berech­
nungsfähig. 

Praxishinweis

Einige KVen haben eine davon ab­
weichende Auffassung vertreten. 
Bei Rückfragen sollten Sie als 
betroffener Arzt darauf verweisen, 
dass es die Definition operativer 
Eingriffe im EBM unter 4.3.7 der 
Allgemeinen Bestimmungen offen 
lässt, mit welcher Technik die 
Hauteröffnungen erfolgen und 
eine Festlegung auf Eröffnungen 
mittels Skalpell oder Schere nicht 
verlangt wird.




